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UNDESTAGSDEBATTE 

»Deutschland braucht 
Politik aus einem Guss" 

; Fraktion von CDU und 

U im Deutschen Bundes- 
l hat das Vorhaben von 
nzler Gerhard Schröder 
grüßt, über Artikel 68 
undgesetz eine vorgezo- 
ne Bundestagswahl her- 

izuführen. 
Der vom Bundeskanzler 

"geschlagene    Weg    sei 

„unumgänglich, um unse- 
rem Land monatelange, 
quälende Auseinanderset- 
zungen aus Gründen rot- 
grüner Handlungsunfähig- 
keit zu ersparen," erklärte 
Partei- und Fraktionsvorsit- 

zende, Angela Merkel, in der 
Bundestagsdebatte. Merkel 
verwies    darauf,    dass    • 

Volker Kauder: 

„Es ist Zeit 

für den Wechsel" 
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CDA-Bundestagung: 

Karl-Josef Laumann zum 

neuen Vorsitzenden 

gewählt 
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IMPRESSUM 

• Gerhard Schröder nicht 
an der Union, sondern am 
Widerstand in den eigenen 
Reihen gescheitert sei: So 
habe er mit der Vorstellung 
seines Reformkonzepts 
„Agenda 2010" richtige 
Weichenstellungen vorge- 
nommen. Wegen des Wider- 

stands in Partei und Frak- 
tion seien die Reformen je- 

doch „Stückwerk" geblie- 
ben. Zugleich habe es Schrö- 
dernichtgeschafft.den Bür- 
gerinnen und Bürgern die 
Notwendigkeit der Verän- 
derungen im Zusammen- 
hang zu erklären. 

Zick-Zack-Kurs 
von Rot-Grün 

„Fünf Millionen Arbeits- 
lose, das geringste Wirt- 
schaftswachstum in Europa, 
geplünderte soziale Siche- 
rungssysteme und ein struk- 
turelles Haushaltsdefizit 
von bis zu 50 Milliarden 

Euro", bilanzierte Angela 
Merkel die Regierungszeit 
von Rot-grün und erinnerte 
den Bundeskanzler an sein 
Versprechen, sich am Abbau 
der Arbeitslosigkeit messen 

zu lassen. Auch mit den 
Hartz-Gesetzen seien aber 
1,5 Millionen Versiche- 
rungspflichtige Beschäfti- 
gungsverhältnisse verloren 
gegangen. 

Neuanfang für 
Deutschland 

Angesichts dieser Pro- 
bleme könne sich Deutsch- 
land „kein verlorenes Jahr, 
keinen verlorenen Tag mehr 
leisten", bekräftigte die 
Kanzlerkandidatin von CDU 
und CSU. Nach einem jahre- 
langen „Zick-Zack-Kurs" 
der Koalition werde eine 

„Politik aus einem Guss" ge- 
braucht. Zwei Schwer- 
punkte werde die Union 
nach der Regierungsüber- 
nahme setzen: „Wir brau- 
chen Vorfahrt für Arbeit" 
und eine spezielle Förde- 
rungvon Kindern und Fami- 
lien. 

„Unser Land steht vorei- 
ner Richtungsentschei- 
dung", sagte Angela Mer- 
kel. „Entweder mit Rot- 
Grün 'Weiter so' oder ein 
Neuanfangfür Deutschland 
mit der Union und der FDP." 
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Bilanz-Kampagne 

Volker  Ka uder: 

Es ist 
Dieses Fazit zog General- 
sekretär Volker Kauder auf 
einer Pressekonferenz mit 
Blick auf die „katastropha- 
le" Bilanz von Rot-Grün. 

„Rot-Grün ist und bleibt 
die Koalition der Massen- 
arbeitslosigkeit" stellte Kau- 
der mit Bezug auf die neu- 

esten Arbeitsmarktzahlen 
fest. Im Vergleich zum 
Vorjahr habe es im Juni 

471.000 Arbeitslose mehr in 
Deutschland gegeben. Der 
Generalsekretär erinnerte 
an Schröders Ankündigun- 
gen, die Arbeitslosigkeit auf 
unter 3,9 Millionen senken 
zu wollen und konstatierte 
zu den aktuellen Zahlen von 

fastfünf Millionen Arbeitslo- 
sen, dass Rot-Grün „mit sei- 

nen halbherzigen Reform- 
versuchen auf der ganzen 
Linie gescheitert" sei. 

Weiterführte Kauderaus, 
dass die Bilanz nach Schrö- 
ders siebenjähriger Amts- 
zeit auch in anderen Berei- 
chen nicht besser aussehe: 
Mittlerweile sei Deutsch- 
land das Land mit dem ge- 

ringsten Wirtschaftswachs- 
tum in Europa. Pro Jahr gin- 

gen weitere 40.000 Firmen in 
Deutschland pleite, so der 
Generalsekretär. Außerdem 
sei der Schuldenberg des 
Bundes unter Rot-Grün auf 

Zeit für den Wechsel 
J tot-Grun 

I gescheitert. 
\   -.^Wandbraucht 
'•'       denWechsel. 

den Rekordstand von 890 
Milliarden Euro angewach- 
sen und die Sozialsysteme in 
eine extreme Schieflage ge- 
raten. Kauder wörtlich: „Rot- 
Grün hatdieses Land gespal- 
ten - zwischen Arm und 
Reich, Alt und Jung, Ost und 
West". 

Im Hinblickauf evtl. Neu- 
wahlen sagte Kauder, dass 
für eine CDU-geführte Bun- 
desregierung vor allem eine 

Regel gelten werde: Vorfahrt 
für Arbeit. Außerdem werde 
die CDU „ den Menschen sa- 
gen, was wir machen - und 
wir werden machen, was wir 
gesagt haben. Darauf kön- 
nen sich die Menschen ver- 
lassen", versicherte der Ge- 
neralsekretär. 

Das auf der Pressekonfe- 
renz vorgestellte Fazit „Rot- 

Grün ist gescheitert" war 
zugleich das Motto eines 
Aktionswochenendes, das 
die CDU durchgeführt hat, 
um die Bürgerinnen und 
Bürgerauf die vom General- 
sekretär angesprochene ka- 
tastrophale Bilanz der rot- 

grünen Regierung aufmerk- 
sam zu machen. Im Mittel- 
punkt stand die sachliche 
Auseinandersetzung mit 
dieser Bilanz. Mit Hilfe von 
detaillierten Flugblättern 
sowie einem deutlichen 
Ländervergleich, haben die 
Verbände den Menschen 
vor Ort die „bittere" Wahr- 
heit über die jetzige Bun- 
desregierung verdeutlicht. 
Dazu Generalsekretär Vol- 
ker Kauder:"Die Menschen 
spüren zu Recht: Es ist Zeit 
für den Wechsel". 
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Ausgezeichnete Resonanz auf das 
neue Mitgliedernetz 

Seit drei Wo- 
chen ist dasneue 
CDUnet online. 

Die Nutzer ha- 
ben   das   umge- 
staltete und er- 
weiterte Angebot 
sehr positiv auf- 
genommen.    Zu 
den   wichtigsten 

Neuerungen 
zählen  das  ver- 
besserte Forum, eine einfa- 
chere Navigation und die Be- 
nutzerverwaltung. 

Am 14.6. fiel der Start- 
schuss für das neue Mitglie- 
dernetz. Seitdem haben sich 
über 1.500 Mitglieder regis- 
triert - eine höchst erfreuli- 
che Entwicklung. Das Echo 
der Nutzerfiel ganz überwie- 

gend positiv aus. Anklang 
fanden vor allem die erwei- 
terten interaktiven Möglich- 

keiten, die grafische Neuge- 
staltung und die 
einfachere Navi- 
gation. Zu den 
ersten Nutzern 

zählte General- 
sekretär Volker 
Kauder, der die 

mehrmonatige 
Entwicklung be- 
gleitet hatte. 
„Mit unserem 

völlig umgestal- 
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teten Angebot haben wir 
jetzt das modernste Mitglie- 
dernetz aller Parteien", sag- 
te Kauder. „Natürlich kann 
das neue CDUnet noch bes- 
serwerden. Deshalb sind wir 
offen und dankbar für Anre- 

gungen und Kritik." Vor al- 
lem für anstehende Wahl- 
kämpfe werde das Angebot 
bei Bedarf angepasst und er- 

gänzt. 
Im Vergleich zum alten 

Angebot ist das neue Mit- 

gliedernetz in vie- 
len Punkten ver- 
ändert. Ein Über- 
blick über die 
wichtigsten Neue- 
rungen: 
• Neuer Look, ein- 
fache Bedienbar- 
keit. Sowohl die 
Navigation als 
auch die Darstel- 
lung der Inhalte 

wurden umgestaltet und 
dem neuen Cl angepasst. 
Dank der besseren Sortie- 
rung sind die Angebote jetzt 
schneller und intuitiver auf- 
findbar. Damit wurde einem 
Kritikpunkt am alten CDUnet 
- der über die Jahre gewach- 
senen Unübersichtlichkeit - 
Rechnung getragen. Viele In- 

halte des alten Angebots 
wurden aber übernommen. 

• Benutzerliste mit Such- 
funktion: In einem Profil 

kann jeder Nutzer 
Angaben zu sich 

machen, etwa zu 
seinen Interes- 
sensgebieten. Die- 
se Angaben sind 
(wenn gewünscht) 
für andere Nutzer 
in einer Benutzer- 
liste sichtbar. So 
lassen sich andere 
Mitgliedersuchen, 
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die sich beispielsweise für 
das gleiche Thema interes- 
sieren. Auch wer sich zeit- 
gleich im Mitgliedernetz be- 
findet, ist jetzt ersichtlich. 
Die bessere Vernetzung der 
Mitglieder gehört auch zur 

Umsetzung des Beschlusses 
„Bürgerpartei CDU" vom Par- 
teitag in Leipzig. 

• Hochladen von Benutzer- 
Dokumenten: Mitglieder, 
die für andere nützliche In- 
formationen oder Angebote 
erstellt haben, können diese 

der CDUnet-Gemeinde jetzt 
zur Verfügung stellen. Dazu 

kann ein Argumentationspa- 
pier ebenso gehören wie ein 
grafisches Element für den 
Online-Bereich. Auch diese 
Upload-Funktion wurde in 
den ersten Wochen des neu- 
en CDUnet bereits gut ange- 
nommen. 

• Verbessertes Forum: Das 

Forum wurde umgestaltet 
und verbessert. Es bietet 
jetzt viele Funktionen - etwa 
die Zitierfunktion, einen um- 
fangreicher Texteditor und 
vieles mehr. Das Forum zählt 

zu den meist genutzten Be- 
reichen des neuen Netzes. 
Ebenfalls verbessert wurde 
der Chat. Auch dieser ist 
jetzt „state of the art" - mit 
verschiedenen Chat-Räu- 
men, optischen Gestaltungs- 
möglichkeiten und komfor- 
tabler Editorfunktion. 

Um diese und viele wei- 
tere Funktionalitäten umzu- 

KREISVORSITZENDENKONFERENZ 
WAHLKAMPF WIRFT SCHATTEN VORAUS 

Kreisvorsitzende 
konferenz 
Berlin. 17. Juni 2005 

Besser für die Menschen. 
•iCDU 

Einen ersten Überblick 
über Strategie und 
Maßnahmen der CDU 
Deutschlands zur Vorbe- 
reitung der Bundestags- 
wahl erhielten die Kreis- 
vorsitzenden auf ihrer 
letzten Konferenz im 

Konrad-Adenauer-Haus. 

In seinem Vortrag be- 
schrieb     Generalsekretär 
Volker Kauder die demos- 

kopisch    günstige    Aus- 
gangslage für die Union, 
die sich u.a. durch eine mo- 
mentan  herrschende klar 
ausgeprägte Wechselstim- 

setzen, waren umfangreiche 
Entwicklungsarbeiten     und 
zahlreiche Tests notwendig. 
Volker Kauderdankte bei der 
Eröffnung des CDUnet vor al- 
lem den freiwilligen Beta-Te- 
stern, die das Angebot vorab 

mung, deutliche 
Führung in der 

Sonntagsfrage, 
einem      klaren 
Kompetenzvor- 
sprung in fast al- 
len     Politikfel- 
dern sowie dem 
Vorsprung    der 
Unions-Kanzler- 
kandidatin 
zeige.      Weiter 
gabderGeneral- 
sekretär    einen 

kurzen Überblick über die 
Grundanlagen  des Wahl- 
kampfes, die terminlichen 
Rahmendaten     und     die 
Kampagnenplanung. 

Ein wichtiger Punkt im 
bevorstehenden Wahl- 
kampf sei die enge Koordi- 
nierung mit den Landes- 
verbänden, erklärte Kau- 
der. Diesem werde durch 

regelmäßig stattfindende 
Telefonkonferenzen mit 
den Generalsekretären 
und Geschäftsführern der 
Landesverbände Rech- 
nunggetragen. 

geprüft und viele wertvolle 
Hinweise geliefert hatten. 
„Mich werden Sie, wie bis- 
lang, regelmäßig im CDUnet 
finden", sagte Kauder. „Ich 
hoffe, auch Sie werden sich 
rege beteiligen!" 
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Ombudsrat-Zwischenbericht 

11 Bei Hartz IV soll es gerecht zugehen" 
Die Union will sicherstel- 
len, dass es bei der Arbeits- 
marktreform Hartz IV in 
Zukunft gerecht zugeht. 

„Wir werden die Vorschlä- 

ge des Ombudsrats prüfen 
und mit den Ländern zu einer 
gemeinsamen und zielfüh- 
renden Lösung kommen", er- 
klärte der stellvertretende 
Vorsitzende der Bundestags- 
fraktion, Ronald Pofalla, an- 
lässlich der Vorstellung der 
Zwischenbilanz des Om- 
budsrateszuHartzIV. 

Er kündigte für den Fall 
des Regierungswechsels Ge- 

setzesänderungen an, mit 
denen unter anderem die Be- 
treuungder Langzeitarbeits- 

losen von der Bundesagen- 
tur für Arbeit auf die Kom- 
munen übertragen werden 
soll. Ausdrücklich dankte Po- 
falla den Mitgliedern des 
Ombudsrats. In den vergan- 
genen sechs Monaten hat- 

ten sie knapp 8.000 schriftli- 
che und 25.000 telefonische 
Anfragen bekommen,diege- 
sichtet und bewertet werden 

mussten. „Das war ein nicht 

einfacher, aber sehr gelun- 
gener Akt, um die Bedenken 
der Bürgerinnen und Bürger 
im Zusammenhang mit 
Hartz IV aufzunehmen", be- 
tonte der Arbeitsmarktex- 

perte. 

Ronald Pofalla 

Der Fraktionsvize ver- 

wies auf die Vielzahl der 
Nachbesserungsvorschläge 

des Ombudsrats. Dies be- 
lege, dass „die Bundesregie- 
rung Hartz IVschlampig vor- 
bereitet" und „die nötigen 
Hausaufgaben" im Vorfeld 
dieser Grundsatzreform 

nicht gemacht habe. Außer- 
dem habe Rot-Grün die 
Spielräume nicht genutzt, 
die das Vermittlungsergeb- 
nis ermöglicht habe. In die- 
sem Zusammenhang nannte 
Pofalla die dezentrale Be- 
treuung der Langzeitarbeits- 

losen durch die Kommunen 
anstatt durch die Nürnber- 
ger Bundesagentur für Ar- 

beit. 
Der Ombudsrat ist ein un- 
abhängiges   Gremium   zur 

Begleitung der Einführung 
der Grundsicherung für Ar- 
beitsuchende („Arbeitslo- 
sengeld II") und ihre Aus- 
wirklungen auf den Ar- 

beitsmarkt. Er arbeitet un- 
abhängig und ehrenamt- 
lich. Mitglieder des Rates 
sind Christine Bergmann 
(Bundesfamilienministerin 
a. D.), Prof. Dr. Biedenkopf 
(Ministerpräsident a. D. 
des Freistaates Sachsen) 
und Hermann Rappe (Vor- 
sitzender a. D. der IG-Berg- 
bau, Chemie und Energie). 

Aktuell auf der Home- 
page der Bundestags- 
fraktion: 

• „2002 -2005: 3 Jahre 
Hartz-Reformen vom 
„großen Wurf" zur 
großen Enttäuschung 
- Eine Bilanz." 
Download unter 
http://www.cducsu. 
de/upload/hartz0506 
24.pdf 

• 7 Jahre Rot-Grün -7 
verlorene Jahre für 

Deutschland 
Download unter 
http://www.cducsu. 
de/upload/bilanzrot- 

gruen050627.pdf 



Laumann neuer CDA-Vorsitzender 
Karl-Josef Laumann ist 
neuer Vorsitzender der 

Christlich-Demokratischen 
Arbeitnehmerschaft. Der 

zukünftige NRW-Minister 
für Arbeit, Soziales und Ge- 
sundheit erhielt auf der 31. 
Bundestagung der CDA 
92,84 Prozent der Delegier- 
tenstimmen. 

Der neue Vorsitzende for- 
derte in seiner Rede einen 
Kampf der Arbeitnehmer 
dafür, dass „Deutschland 
und unsere Länder und Ge- 
meinden ein handlungsfähi- 
ges Staats- und Gemeinwe- 
sen bleiben". Für ihn stehe 
die Frage ganz oben, wie der 
Staat wieder besser organi- 
siert werden könne. Außer- 
dem müssten die CDA und 

die Arbeitnehmergruppen 
„füreine Politikeinstehen, in 
der alles getan wird, damit 
wir wieder ein höheres 
Wachstum bekommen". 

Laumann forderte, die Po- 
litik der CDA an der christli- 
chen Soziallehre auszurich- 
ten,deren Konsequenzesz.B. 

sei.dassdas Lebender Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitneh- 
mer planbar sei und es einen 
Schutz vor willkürlichen Kün- 
digungen geben müsse. Lau- 
mann erklärte dazu: „Die 
Arbeitsbedingungen sind ein 
Großteil unseres Lebens. 
Und die Arbeitswelt ist aus 

Angela Merkel und der neue CDA-Vorsitzende Karl-Josef Laumann 

meiner Sicht ein großer Teil 
der Schöpfung. Und daran 

finde ich muss man mitwirken 
können und das heißt auch, 
mitbestimmen können". Als 
weitere wichtige Punkte 
nannte Laumann die Fami- 
lien- und die Bildungspoli- 
tik. Außerdem müssten die 
CDA-Finanzen neu geordnet 
werden. 

In ihrer Gastrede warb die 

Partei- und Fraktionsvorsit- 
zende, Angela Merkel, bei der 
Arbeit neh me rvereinigung 
der Partei um Unterstützung 

der Reformpläne. Esgehe um 
die Rettung des Gemeinwe- 
sens und seiner Strukturen, 
so die Parteivorsitzende. Sie 
erklärte, dass die soziale 
Marktwirtschaft unterverän- 
derten Verhältnissen weiter- 
geführt werden müsse und 
nannte als wichtigste Aufga- 
ben einer von ihr geführten 
Bundesregierung   u.a.   eine 

bessere Förderung für Fami- 
lien, eine steuerliche Finan- 
zierung der Sozialsysteme 
sowie eine Befreiung der 
Wirtschaft von Bürokratie 
und anderen Investitions- 
hemmnissen. 

Merkel erklärte außer- 
dem, dass ein Hauptproblem 
Deutschlands nicht sei, dass 

die Arbeit abnehme, sondern 
dass das Land weltweit nicht 

an neuartiger Arbeit teilhabe 
und in vielen Bereichen den 
Anschluss verloren habe 
oder zu verlieren drohe. 

Weitere Wahlergebnisse: 
Zum ersten stellvertre- 

tenden Bundesvorsitzenden 
wurde Gerald Weiß gewählt. 
Stellvertretende Bundesvor- 
sitzendewurdenlngridSehr- 
brock, Silke Striezel-Wolff, 
Christian Bäumler, Gustl 
Bergemann, Ralf Brauksiepe 
und Rainer Lensing. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Rot-Grün verhindert 
4000 Arbeitsplätze in 

Ostdeutschland 

Es ist zu begrüßen, dass der 
Kernfusionsreaktor ITER in 
Europa gebaut wird. 

Die Entscheidung der am 
Forschungsprojekt ITER be- 
teiligten Staaten,den Kernfu- 
sionsreaktor ITER in Frank- 
reich zu bauen, offenbart zu- 
gleich die forschungspoliti- 
sche Hilflosigkeit der Bun- 
desregierung. Anstattdie Be- 
werbung des ITER- Förder- 
verbandes Greifswald/Lub- 
minfürden Bau des Kernfusi- 

onsreaktors zu unterstützen, 
hat die rot-grüne Bundesre- 
gierungdurch Nichtstuneine 

Investition i. H. v. 4,6 Mrd. 
Euro und die Schaffung von 
4000 Arbeitsplätzen in Ost- 
deutschland verhindert. Die 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion hat die Bundesregierung 
bereits 2003 aufgefordert, 
den Standort Greifswald/ 
Lubmin nachhaltig bei der 
Europäischen Kommission zu 
unterstützen und dadurch 
die klaren infrastrukturellen 

Vorteile von Greifswald/Lub- 
min in den internationalen 

Standortwettbewerb einzu- 
bringen. Deutschland verab- 

schiedet sich damit aus ei- 
nem weiteren Zukunftsbe- 
reich, aus der weltweiten Fu- 
sionsforschung. Anstatt zu- 
kunftsfähige Technologien zu 

Katherina Reiche 

fördern und zu unterstützen, 

hat die rot-grüne Bundesre- 
gierung bereits mit der Vor- 
lage des Energieforschungs- 
programms deutlich ge- 

macht, dass sie die Energie- 
forschung als grüne „Experi- 
mentierwiese" betrachtet. 

Gerade für den For- 

schungsstandort Ostdeutsch- 
land hätte der ITER eine be- 
deutende Signalfunktion ge- 

habt. 
Katherina Reiche ist die 

bildungs- undforschungspo- 
litische Sprecherin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Städtetag und Union 
für starke kommunale 

Stimme in Europa 

Um das oberste Ziel der 
Union, die Stärkung der 
Wirtschaftskraft und die 
Schaffung zukunftsträch- 
tiger Arbeitsplätze errei- 
chen zu können, müssen 

unter anderem die kommu- 

nalen Investitionen nach- 
haltig revitalisiert werden. 

Es gilt, gemeinsam mit 
den Kommunen einen gang- 
baren Weg für eine Gemein- 
definanzreform zu finden. In 
diesem Sinne wird der Städ- 
tetagden konstruktiven Dia- 
log mit der Union fortsetzen. 

Das ist das Ergebniseines 

Gesprächs mit dem neu ge- 
wählten Präsidenten des 
Deutschen Städtetags, Mün- 
chens Oberbürgermeister 

Christian Ude. Einigkeit be- 
steht auch in dem Bestreben, 
die an Bedeutung gewin- 
nende Interessenvertretung 
deutscher Kommunen in Eu- 
ropa zukünftig stärker zu 
bündeln und effizienter aus- 

zugestalten. 
Dies gewinnt insbeson- 

dere vor dem Hintergrund 
der Ankündigung einer vor- 
gezogenen Bundestagswahl 
an Bedeutung. Schließlich 
würde eine unionsgeführte 
Bundesregierung frühzeitig 
ihren Einfluss und ihre Mit- 
gestaltungsmöglichkeiten 
in EU-Kommission und Mi- 
nisterrat aktiv dazu nutzen, 
um Fehlentwicklungen, wie 

unnötige Bürokratismen,ent- 
gegenzuwirken. 

Die Botschaft Christian 
Udes ist eindeutig: Der Deut- 

sche Städtetag wird auch 
zukünftig die Interessen der 
Städte in Deutschland jen- 
seits aller persönlicher Par- 
teicouleur vertreten. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Peter Götz 

Peter Götz ist kommu- 
nalpolitischer Sprecher der 

CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion. 

Mindestlöhne 
vernichten Arbeits- 

plätze 

Auch die drohende Opposi- 
tionsrolle ist kein Grund, 
offenkundigen Unsinn in 

das deutsche Arbeitsrecht 
einzuführen. 

Die geplante Aufnahme 
von gesetzlichen Mindest- 
löhnen in das Wahlprogramm 
der SPD ignoriert die Markt- 
verhältnisse und bringt mehr 
Schaden als Nutzen auch in 

Bezugauf die Arbeitnehmer- 
interessen. Eine gesetzliche 
Festlegung von Mindestlöh- 

nen unterläuft die Tarifauto- 
nomie, belastet die Unter- 
nehmen und führt in eine 

beschäftigungspolitische 
Sackgasse. Das wäre der si- 
chere Weg, den Wirtschafts- 

standort Deutschland noch 
unattraktiverzu machen und 

damit die Arbeitslosenquote 
weiter zu erhöhen. 

Auch die Expertenanhö- 
rung zum Entsendegesetz 
hat wieder einmal deutlich 
gemacht, dass die Einfüh- 
rung von gesetzlichen Min- 
destlöhnen kontraproduktiv 
für den deutschen Arbeits- 
markt ist und genau das Ge- 
genteil von dem bewirken 
wird, was deren Initiatoren 
angeblich bezwecken wol- 
len: nämlich die Arbeitneh- 
mer vor den Auswirkungen 
einer im Wettbewerb ste- 
henden Volkswirtschaft zu 
schützen. Die Experten ha- 
ben in ihrergroßen Mehrheit 
wiederholt deutlich ge- 
macht, dass Mindestiöhne 
den Arbeitsmarkt weiter ze- 
mentieren und im besten Fall 
keine Wirkung zeigen. 

Verlierer dieser populis- 
tischen SPD-Wahlkampfak- 

tion würden besonders ge- 
ring qualifizierte und junge 
Menschen sein. Ausgerech- 
net denjenigen, denen wir 
Brücken ins Arbeitsleben 
bauen müssten, würden zu- 
sätzlich Knüppel zwischen 
die Beine geworfen. Wir 
brauchen keine gesetzlichen 
oder tariflichen Mindest- 
löhne in Deutschland, son- 
dern wir brauchen einen 
Niedriglohnsektor, in dem 
auch Geringqualifizierte die 
Chance auf einen Arbeits- 

Dagmar G. Wöhrl 

platz erhalten. Nicht mit 
Mindestlöhnen, sondern nur 
mit einer auf Wachstums- 
kurs ausgerichteten Politik 
wird die deutsche Wirtschaft 
wieder auf die Beine kom- 
men. Mit Rot-Grün - das zei- 
gen die bisher bekannt ge- 
wordenen Mosaiksteine aus 
dem Wahlprogramm der 
SPD - wird sich die Abwärts- 
spirale beim Wachstum und 
auf dem Arbeitsmarkt nur 
weiter und noch schneller 
drehen. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 

wirtschaftspolitische Spre- 
cherin der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion. 

Ein guter Tag für 
Wissenschaft und 

Forschung 

DieCDU/CSU-Bundestags- 
fraktion begrüßt den Be- 
schluss der Ministerpräsi- 
dentenkonferenz zu einer 
gemeinsamen     Exzellenz- 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

initiative von Bund und 
Ländern undeinem Pakt für 
Forschung. 

Wissenschaft und For- 
schung sind dringend auf 
eine verbesserte finanzielle 
Ausstattung angewiesen. 
Gerade die drastischen Ein- 
sparungen des Bundes beim 
Hochschulbau in der Grö- 
ßenordnung von mehr als 
1 Milliarde Euro haben die 
Universitäten und Fachhoch- 
schulen in den vergangenen 
drei Jahren ausgezehrt. 

Vergleicht man den da- 

maligen Vorschlag von Rot- 
Grün „Brain up - Deutsch- 
land sucht die Spitzenuni" 
mit dem beschlossenen, se- 
riösen Konzept zeigt sich: 
Die Einigung trägt deutlich 
die Handschrift der Union. 
Sie ist das Ergebnis mehr- 
jähriger Verhandlungen, die 
schneller hätten beendet 
werden können. Viel Zeit ist 
wegen der Blockadehaltung 
von Bundesministerin Bul- 
mahn vergeudet worden; sie 
hat die Verhandlungen und 
die Lösungssuche mit den 

Ländern immer wieder mit 
unvertretbaren Forderun- 
gen nacheinerstärkerenGe- 
setzgebungskompetenz des 

Bundes bei Schule und Hoch- 
schule belastet. Erfolgreiche 
Wissenschaftspolitik kann 
aber nur in guter Koopera- 
tion gelingen. 

Exzellenzinitiative und 
Pakt für Forschung sind nur 
ein Schritt. Längst hätte Frau 
Bulmahn auch die bekann- 
ten strukturellen Mängel im 
Wissenschafts- und For- 
schungssystem    beseitigen 

WOLFGANG SCHÄUBLE ERHÄLT ROBERT-SCHUMAN-MEDAILLE 

Die EVP-ED-Fraktion hat 
Wolfgang Schäuble mit 
der Robert- Schuman-Me- 
daille der Fraktion ausge- 

zeichnet. 
Bei der Überreichung 

der Medaille im Rahmen ei- 

ner Fraktionssitzung in 
Brüssel würdigte der Frakti- 
onsvorsitzende, Hans-Gert 
Pöttering, Schäuble als ei- 
nen herausragenden Euro- 
papolitiker. Neben seinen 
nationalen Aufgaben als 
Bundesminister für beson- 
dere Aufgaben und Chef 
des Bundeskanzleramtes 

(1984-1989), danach als In- 
nenminister, während des- 
sen Amtszeit der Einigungs- 
vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik und der DDR 
unterzeichnete worden ist, 

habe er eine tiefe und um- 

fassende Kennt- 
nis der europä- 
ischen Politik u. 
a. in neun Jah- 
ren Tätigkeit in 
der parlamenta- 
rischen Ver- 
sammlung des 
Europarates 
(1975-84) ge- 
wonnen. Schäuble habe 

sich in hervorragender Wei- 
se engagiert und immer 
wieder der europapoliti- 
schen Debatte in Deutsch- 
land und Europa Anstöße 
gegeben. So geht das vom 
EVP-Kongress in Estoril ver- 
abschiedete Dokument 
(Oktober 2002) über die Eu- 
ropäische Verfassung maß- 

geblich auf Wolfgang 
Schäuble zurück. In seinem 
Amt als stellv. Vorsitzender 

E.W PARL1AMEN 

der CDU/ CSU-Bundestags- 
fraktion ist er verantwort- 
lich für Außen-, Sicherheits- 

und Europapolitik. 
Mit der Robert-Schu- 

man-Medaille ehrt die EVP- 
ED-Fraktion Persönlichkei- 
ten, die sich in hervorragen- 
der Weise um die europä- 
ische Einigung verdient ge- 
macht haben. Preisträger 
im letzten Jahr waren u. a. 
Papst Johannes Paul II und 
Tadeusz Mazowiecki. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Maria Böhmer 

müssen.    Notwendig   sind 
jetzt: 

Mehr Autonomie für die 
Hochschulen in Deutsch- 
land, in Finanz-, Personal- 
und Organisationsangele- 
genheiten und Deregulie- 
rung des Hochschulrechts 
und -rahmenrechts. 

Bessere Vernetzung von 
außeruniversitärer und uni- 
versitärer Forschung mit 
dem Ziel, Synergien freizu- 

setzen und die zum Teil be- 
stehende „Versäulung" der 
Wissenschaftseinrichtun- 
gen aufzubrechen. 

Wenige, aber intelligente 
Instrumentezur Forschungs- 
und Innovationsförderung 
zu installieren und insbe- 
sondere auf die sogenannte 

Vollkostenfinanzierung bei 
der Forschungsförderung 
überzugehen. 

Bessere Vertretung deut- 
scher Interessen in der eu- 
ropäischen Bildungs- und 
Forschungspolitik - sowohl 
im Bolognaprozess wie beim 

7. Forschungsrah men Pro- 
gramm der Europäischen 
Union. 

Zu warnen ist vor Erwar- 
tungen an den Entwurf des 
Bundeshaushaltes 2006, den 
die Bundesregierung vorle- 
gen will. Abgesehen von der 
sehr kurzen Halbwertszeit 
des Etatentwurfs wird es 
auch das dringend notwen- 
dige Signal einer stärkeren 
Schwerpunktsetzung öffent- 
licher Ausgaben gerade für 

BildungundForschungnicht 
geben. 

Maria Böhmer ist Stellv. 
Fraktionsvorsitzende 

Rot-Grün bleibt beim 
genetischen Finger- 
abdruck auf halbem 

Wege stehen 

Die Koalitionsfraktionen 
bleiben zum wiederholten 

Male in der Rechtspolitik 
auf halbem Wege stehen. 
Eine optimale Gesetzge- 
bung zur Verfolgung und 
Überführung gefährlicher 
Täter hätte eine viel weiter 
gehende Zulassung der 
forensischen DNA-Analy- 
se (genetischer Fingerab- 
druck) erfordert. 

Um Sexualstraftäter, die 
Organisierte Kriminalität, 
Terroristen und andere 
Straftäterzu überführen und 
zu bestrafen, müsste der ge- 
netische Fingerabdruck mit 

* 

Jürgen Gehb 

anderen erkennungsdienst- 
lichen Maßnahmen wie dem 
normalen Fingerabdruck 
oder Fotos des Beschuldig- 
ten gleichgestellt werden. 
Alle weiteren Möglichkeiten 
der DNA-Analyse zur Erfor- 
schung von Erbanlagen, 
Krankheiten usw. sollen aus- 
drücklich davon ausge- 
schlossen sein. Es geht nur 
und ausschließlich um die 
Identifikation 

Die Union wird daher in 
der2./3. Lesung im Bundes- 
tag dem Gesetzentwurf der 
Koalition auch nur deshalb 
zustimmen, weil hiermit 
wenigstens ein erster 
Schritt in die richtige Rich- 
tung unternommen wird. 
Die CDU/ CSU wird sich 
weiterhin für eine Auswei- 
tung des Einsatzes des ge- 
netischen Fingerabdruckes 
zurOptimierungder Krimi- 
nalitätsbekämpfung ein- 
setzen. 

Jürgen Gehb ist rechtspo- 
litischer Fraktionssprecher. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Materialien für die Aktionsvorschläge im CDUnet 

Blumendose: 
Blumensamen - Mittagsgold/Gazanie 
Züchten Sie sich Ihre Blume selbst - direkt aus der Dose. 
Alles was die Pflanze braucht, ist schon in der Dose 
enthalten. Sie brauchen nur noch Wasser dazugeben 
(Pflegeanleitung liegt bei). 

Bestell-Nummer: 9118 a 
Preis je 1 Stück: 1,80 € 
inkl. MwSt.: 2,09 € 

Orginalabbildung der Blumenzüchtung in der Dose! 

Eiskratzer 

Bestell-Nummer: 9890 
Preis je 70 Stück: 45,00 € 
inkl. MwSt: 48,15 

Seifenblasenspender 
36 in einer Box 

Bestell-Nummer: 9892 
Preis je Box: 11,00 € 
inkl. MwSt: 12,76 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 05241-80418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 



Öffentlichkeitsarbeit 

Folder 
„Wo die Union regiert, geht es den 

Menschen besser." (Ländervergleich) 

Bestell-Nummer:2865 
Preis je 50 Stück: 15,25 € 

inkl. MwSt: 16,32 € 

Broschüre 
,7 Jahre Rot-Grün - eine Bilanz" 

Bestell-Nummer: 5210 
Preis je 100 Stück: 21,00 € 

inkl. MwSt: 22,47 € 

Plakat 
„Rot-Grün gescheitert" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7211 

Preis je 50 Stück: 21,00 € 
inkl. MwSt.: 24,36 € 

gescheitert- 
raucht 

DINA0 
Bestell-Nummer: 7212 

Preis je 50 Stück: 39,00 € 

inkl. MwSt.: 45,24 € 
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Bestellschein > Medaille „60 Jahre CDU* 

Öffentlichkeitsarbeit 

UBC 

Union Betriebs-GmbH 

Postfach 1190 

53348 Rheinbach 

Die Lieferung wird erbeten 
gegen Rechnung an folgende Anschrift: 
(Bitte keine Postfachanschrift!) 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner Ansprechpartner 

Straße, Nr. Straße, Nr. 

PLZ, Ort PLZ, Ort 

Telefon 

""• 

Anlässlich der Gründung der CDU vor 60 Jahren 

Die Vorderseite mit dem Motiv „60 Jahre CDU. - Erfolgreich für Deutschland. - 1945-2005." 

Die Rückseite mit den umlaufenden Namen aller Parteivorsitzenden von Konrad Adenauer 
bis zu Angela Merkel und dem Motiv „Besser für die Menschen. - CDU" 

Anzahl Material Beschreibung 

Bronze Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil glänzend, Schriften poliert, Rückseite gebürstet, 50 mm Durchmesser, im Etui 
Stückpreis 18,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung. 

Feinsilber 1000 Vorderseite einseitig geprägt, oberer Teil sandgestrahlt, mittlerer Teil gebürstet, 
unterer Teil spiegelglanzgeprägt, Schriften poliert, Rückseite spiegelglanzgeprägt, 
40 mm Durchmesser, im Etui, 
Stückpreis 40,00 Euro, einschließlich Mehrwertsteuer, zuzüglich Porto und Verpackung. 

Widerrufsrecht 

Mir ist bekannt, dass ich diesen Auftrag innerhalb von 
zehn Tagen durch Mitteilung an das UBG-Medienzen- 
trum widerrufen kann. Zur Wahrung der Frist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. 

Datum / Unterschrift 

So erreichen Sie uns! 

Bei Rückfragen steht Ihnen jederzeit zu Verfügung 

Christa Greef Telefon: o 22 26/8 02-102 

Union Betriebs-GmbH 
Egermannstraße 2, 53359 Rheinbach 
christa.greef@ubg-medienzentrum.de 

21IOm 



Öffentlichkeitsarbeit 

Werbeartikel „60 Jahre CDU 

Streichhözer „60 Jahre CDU" 
Schachtel-Set mit 20 verschiedenen 

Plakatmotiven 

Bestell-Nummer:9205 
Preis je 100 Stück: 8,50 € 

inkl. MwSt.: 9,86 € 

Kugelschreiber 

Bestell-Nummer:9204 

Preis je 100 Stück: 64,50 € 
inkl. MwSt.: 74,82 € 

Postkarten-Set 

„60 Jahre CDU" 

5 verschiedene Motive (1 Set) 

Bestell-Nummer:9206 
Preis je 25 Sets: 10,00 € 

inkl. MwSt.: 11,60 € 
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Broschüre „60 Jahre CDU" 
Erfolgreich für Deutschland 

Bestell-Nummer: 5208 
Preis je 25 Stück: 12,25 € 
inkl. MwSt.: 13,11 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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